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schen Hauses zu verstehen. Zu den vielfältigen Ursachen der gegen Ende der
achtziger Jahre einsetzenden Umbrüche und der schließlichen Überwindung
der europäischen Nachkriegsordnung gehörte vielmehr in erster Linie der aus
vorwiegend inneren Gründen erfolgte Kollaps der realsozialistischen Staats-
und Gesellschaftsordnungen in der UdSSR und den anderen osteuropäischen
Ländern.

2. Historische Erfahrungen und ihre Nachwirkungen

2.1 Zur auswärtigen Politik der beiden deutschen Staaten während der Zeit
der Teilung

2.1.1 Außenpolitik unter den Bedingungen des Ost-West-Konflikts

2.1.1.1 Das Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zu Polen 1949-1989

Der Ost-West-Konflikt, die Teilung Deutschlands, die Grenzfrage und die
Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten jenseits von Oder
und Neiße nach 1945 beherrschten bis in die Mitte der siebziger Jahre das
Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik
Polen. Sie blockierten sowohl die Politik als auch die Völker, über das Zu-
rückliegende miteinander ins reine zu kommen und in der Gegenwart mitein-
ander Beziehungen zu pflegen. Zwar führte der im Zeichen der Entspannungs-
politik geschlossene „Normalisierungsvertrag“ von 1970 zu einem Modus vi-
vendi und zu einer Ausweitung vor allem der gesellschaftlichen Beziehungen,
doch schuf erst der Übergang Polens zur Demokratie die Voraussetzung für ein
deutsch-polnisches Nachbarschaftsverhältnis, in dem beide Seiten die Bela-
stungen aus der Vergangenheit wirklich bewältigen und ihre gemeinsame Zu-
kunft in Europa gestalten können.

Polen nahm 1945 im Zuge seiner von Stalin betriebenen Westverschiebung,
die ein Beispiel für dessen imperialistische Außenpolitik war, mit Zustimmung
der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges die deutschen Gebiete östlich von
Oder und Neiße in Besitz. Es war wie im deutschen Fall nicht bloß eine Terri-
torialverschiebung, denn die eingesessene polnische Bevölkerung der von der
Sowjetunion annektierten polnischen Ostgebiete wurde in die von den Deut-
schen zwangsweise geräumten neuen polnischen „Westgebiete“ umgesiedelt.
Die Westverschiebung sowohl Polens als auch Deutschlands auf Territorialko-
sten des letzteren schien die Gewähr zu bieten, daß Polen sich aus Furcht vor
deutschem Revisionismus dauerhaft an die Sowjetunion als Garanten seiner
territorialen Integrität binden werde. In diesem Sinne formulierte die polnische
kommunistische Partei, von der Sowjetunion an die Macht gebracht und bis
1990, wenn auch seit 1980 zunehmend mühsamer, an der Macht gehalten, die
polnische Staatsraison. Sie schloß neben der inneren Macht- und Systemga-
rantie zugunsten der polnischen Kommunisten die Existenz der DDR als so-
wjetischen Satelliten und somit die deutsche Teilung ein. Polens Sicherheit in
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seinen Grenzen seit 1945 beruhte nach diesem Verständnis auf dem Bündnis
mit der Sowjetunion, auf der Herrschaft der Kommunisten und auf der Teilung
Deutschlands, d.h. auf der Negierung des deutschen Selbstbestimmungsrech-
tes. Solange die Bundesrepublik zumindest die Respektierung der Oder-Neiße-
Grenze und die staatliche Anerkennung der DDR verweigerte, mochte diese
Position auch den Bürgern Polens einleuchten, die die Herrschaft der Kommu-
nisten in ihrem Land als sowjetische Fremdherrschaft empfanden. Hatte die
DDR auch 1950 im Görlitzer Vertrag die Oder-Neiße-Grenze als „Staatsgrenze
zwischen Polen und Deutschland“ anerkannt, so konnte allein die Anerken-
nung durch die Bundesrepublik, darin waren sich regimetreue wie regimekriti-
sche Polen einig, ihrem Land die notwendige Sicherheit verschaffen. Sie war
auch die Voraussetzung dafür, Polen aus der Abhängigkeit von der Sowjetuni-
on zu lösen.

Die bundesdeutsche Politik gegenüber Polen ging zunächst vorrangig von dem
Ziel aus, die von den Siegermächten bei Kriegsende vereinbarte Rechtslage
unangetastet zu lassen. Die endgültige Regelung auch der deutschen Ostgren-
zen sollte demnach einem Friedensvertrag vorbehalten bleiben. Dabei war es
das langfristige Ziel aller Bundesregierungen, zu einer Versöhnung mit dem
polnischen Volk zu kommen. Bereits Bundeskanzler Adenauer hat dieses Ziel
in seiner ersten Regierungserklärung (neben der Aussöhnung mit Frankreich
und Israel) hervorgehoben. Der Übergang zu einer Politik, die die bestehende
polnische Westgrenze von seiten der Bundesrepublik nicht mehr in Frage
stellte, vollzog sich erst schrittweise nach zwei Jahrzehnten. Die Abtrennung
eines Viertels des Reichsgebiets von 1937, die Vertreibung und Zwangsaus-
siedlung der dort seit Jahrhunderten ansässigen deutschen Bevölkerung waren
politisch und seelisch schwer zu ertragen, auch bei denen, die sich das Ver-
hältnis von Ursache und Wirkung eingestanden. Bis in die Mitte der sechziger
Jahre waren sich Regierung, Parteien, Vertriebenenverbände in der Bundesre-
publik im wesentlichen einig, daß ein „Verzicht“ auf die Ostgebiete ausge-
schlossen sei. Es war ein langer, schmerzhafter Lernprozeß, in dessen Verlauf
sich schließlich die Erkenntnis Bahn brach, daß die Ostgebiete durch die NS-
Politik verspielt und verloren waren, hauptsächlich durch die Gesellschaft, von
akademischen, publizistischen und kirchlichen Kreisen, angestoßen und getra-
gen, der schließlich auch die Politik veränderte. Die Ernsthaftigkeit und gesell-
schaftliche Breite dieser deutschen Selbstüberwindung waren es dann auch, die
wiederum im Polen der achtziger Jahre die demokratische Opposition zu ei-
nem Umdenken führten, das den Deutschen, aus wohlverstandenem, d.h. dem
Interesse des demokratischen Polen das Recht auf nationale Selbstbestimmung
zuerkannte. Der „Paradigmenwechsel“ (Dieter Bingen), der seit 1990 im
deutsch-polnischen Verhältnis eingetreten ist (s. 2.5.4), war durch die demo-
kratischen Kräfte und Eliten beider Völker lange vorbereitet. Zu ihnen zählte
auch die demokratische Opposition der DDR.

Hauptsächlich die Verquickung mit der deutschen Frage hinderte die Politik
der Bundesrepublik in den fünfziger und sechziger Jahren daran, Polen als ei-
genständige Größe wahrzunehmen und über streng begrenzte Handelsbezie-
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hungen hinaus – seit 1949 bestand in Frankfurt/Main eine polnische Handels-
mission – offizielle Beziehungen zu ihm zu unterhalten. Im Generalvertrag von
1952/54 hatten die Westmächte der Bundesrepublik konzediert, daß die end-
gültige Regelung der Grenzfrage dem Friedensvertrag mit Deutschland vorbe-
halten sei, verpflichteten sich aber nicht, für eine Revision der Oder-Neiße-
Grenze einzutreten. Unter Berufung auf diese Rechtsposition, die sich überdies
auf die Potsdamer Vereinbarungen stützen konnte, lehnten die Bundesregie-
rungen bis 1970 jede Sonderregelung mit Polen in der Grenzfrage ab, da sie
den Friedensvertragsvorbehalt in seiner Auswirkung sowohl auf die Grenz-
wie auf die Teilungsfrage nicht schmälern wollten. Als weitere Selbstbe-
schränkung kam der Alleinvertretungsanspruch bzw. die Hallstein-Doktrin
hinzu. Als Polen in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre vorübergehend ge-
willt war, diplomatische Beziehungen ohne vorherige Grenzregelung aufzu-
nehmen, scheiterte dies an der Bonner Position, zu keinem Land außer der
Sowjetunion diplomatische Beziehungen zu unterhalten, das seinerseits die
DDR anerkannt hatte. Auch Hilfskonstruktionen wie die „Geburtsfehlertheo-
rie“, die besagte, die Länder des Warschauer Pakts seien bei der Anerkennung
der DDR nicht frei gewesen, konnten damals nicht zum Zuge kommen. Die
1963 im Rahmen der „Politik der Bewegung“ vereinbarte Einrichtung einer
Handelsvertretung der Bundesrepublik in Warschau konnte nur mit diploma-
tisch „niedrigem Profil“ ausgestattet werden, da sie sonst ratifizierungsbedürf-
tig gewesen wäre.

Zu diesem Zeitpunkt hatte Polen, beginnend mit der Entstalinisierung 1956,
seinen „Sonderweg“ innerhalb des Ostblocks schon angetreten. Für die westli-
chen Staaten stellte sich die Frage, wie Polens Streben nach mehr Unabhän-
gigkeit von Moskau unterstützt werden könne. Dabei fiel der Blick auf Bonn
und die ungelöste Grenzfrage. Vor allem Bundeskanzler Adenauer warnte vor
einer Politik, einzelne sowjetische Verbündete zu bevorzugen, da dies nur das
Mißtrauen Moskaus schüren und eine Verhärtung der sowjetischen Positionen
bewirken werde. Sein Argument war deutschlandpolitisch motiviert, denn er
war überzeugt, daß die Wiedervereinigung nur mit Zustimmung Moskaus zu
gewinnen sei. Überdies mußte er eine internationale Beschädigung der Wie-
dervereinigungsposition befürchten, wenn im Zuge einer öffentlichen Debatte
über die Oder-Neiße-Grenze Revisionsforderungen aus Parteien und Verbän-
den laut würden. Dem Drängen der Verbündeten seit Ende der fünfziger Jahre,
die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze als deutschen Beitrag zur Entspan-
nung anzubieten, begegnete Adenauer lediglich mit dem Vorschlag, einen
freiwilligen Gewaltverzicht anzubieten.

Adenauer verhielt sich in der Polen-Frage eher passiv. Er tat nichts, um der
Öffentlichkeit die Augen zu öffnen für seine seit Mitte der fünfziger Jahre be-
legte Erkenntnis, daß die Ostgebiete für Deutschland verloren waren und von
den Westmächten keine Unterstützung zu erwarten sei. Solange Polen dem
sowjetischen Machtbereich zugehörte, erschien es ihm wenig nützlich, um
Polen einen innenpolitischen Streit anzufachen, der die Prioritäten seiner Poli-
tik hätte gefährden können. Adenauers Politik indes war nicht revisionistisch,
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mögen auch in den fünfziger Jahren seine Bekundungen so geklungen haben,
noch war er grundsätzlich gegenüber Polen indifferent. Er sah die deutsche
Frage als europäische Frage. Einer Neutralisierung Deutschlands widersetzte
er sich auch deswegen, weil sie eine Separatlösung des deutschen Teilungs-
problems gewesen wäre, ohne Rücksicht, wahrscheinlich sogar eher auf Ko-
sten der ostmitteleuropäischen Völker. Friedensverhandlungen mit der Sowjet-
union hatten nach Adenauers Auffassung auch deren Schicksal einzuschließen.
Es entsprach wohl auch seinen Intentionen, daß die Bundesregierung ab 1960
dazu überging, ihre deutschlandpolitischen Forderungen in dem Begriff
„Selbstbestimmung“ zu bündeln, was den Territorialaspekt zurückdrängte.

Das Angebot der Regierung Erhard an die Sowjetunion und ihre Verbündeten,
Gewaltverzichtserklärungen auszutauschen, blieb für das Verhältnis der Bun-
desrepublik zu Polen folgenlos, ebenso das spätere Dialogangebot der großen
Koalition, das außer an seiner eigenen Unkonkretheit am „eisernen Dreieck“
Ost-Berlin–Warschau–Prag scheiterte. Erst mit dem Grundlagenvertrag und
den Ostverträgen, die die Bundesrepublik nacheinander seit 1970 mit der So-
wjetunion, Polen, der DDR und der CSSR schloß, traten die Bundesrepublik
und Polen in ein näheres Verhältnis. Erst jetzt wurde eine Politik der Versöh-
nung möglich. Der sowjetischen Hegemonialmacht mußte der Vortritt gelassen
werden. Die getroffene Grenzregelung beinhaltete einen Gewaltverzicht und
bestätigte die westliche Staatsgrenze der Volksrepublik Polen, ohne daß damit
aus deutscher Sicht eine völkerrechtliche Anerkennung verbunden war. Die
Bundesrepublik sprach nur für sich selbst, nicht für den gesamtdeutschen Sou-
verän, und verpflichtete sich zur uneingeschränkten Achtung der territorialen
Integrität Polens und erklärte, gegen Polen keinerlei Gebietsansprüche zu ha-
ben und auch solche in Zukunft nicht zu erheben. Der Friedensvertragsvorbe-
halt, dem zuvor Moskau zur Wahrung seiner eigenen Rechte in Deutschland
zugestimmt hatte, blieb erhalten. Er erlosch erst mit dem Zwei-plus-Vier-
Vertrag vom 12. September 1990 und dem deutsch-polnischen Grenzvertrag
vom 14. November 1990.

Die Bundesrepublik Deutschland hatte nun formelle Beziehungen zu Polen,
doch diese waren weiterhin belastet durch schwerwiegende, aus der Vergan-
genheit vor 1945 herrührende Probleme: die Familienzusammenführung, Min-
derheitenrechte für die in Polen verbliebenen Deutschen, individuelle Entschä-
digung für polnische Opfer aus Konzentrationslagern und von Zwangsarbeit.
Hinzu traten finanzielle Bedürfnisse und Wünsche zugunsten der Wirtschaft
Polens. Viele Deutschen haben die Vermischung der Anliegen als „unwürdig“
empfunden. Mitte der siebziger Jahre kam eine „Paketlösung“ zustande. Sie
enthielt ein Abkommen über Renten- und Unfallversicherung, eine Vereinba-
rung über die pauschale Abgeltung von Rentenansprüchen, ein Abkommen
über die Gewährung eines Finanzkredits und ein Ausreiseprotokoll. Aufgrund
des letzteren sollten ca. 120.000 bis 125.000 Personen in den nächsten vier
Jahren aus Polen ausreisen dürfen (in Wirklichkeit reisten zwischen 1976 und
1979 insgesamt 134.595 Personen aus). Die Belange der deutschen Minderheit
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in Polen blieben unberücksichtigt. Nach Lesart der Volksrepublik war diese
nicht existent.

Unterhalb der staatlichen Sphäre kam es in den siebziger Jahren zu einer er-
heblichen Ausweitung der gesellschaftlichen Kontakte. Hunderttausende von
Polen besuchten die Bundesrepublik, von Jahr zu Jahr reisten mehr westdeut-
sche Jugendliche, namentlich aus den konfessionellen Verbänden, nach Polen.
Der wissenschaftliche und kulturelle Austausch erreichte beachtliche Dichte.
Besonders hervorzuheben ist das Wirken der gemeinsamen deutsch-polnischen
Schulbuchkommission, die zum ersten Mal im Februar 1972 in Warschau zu-
sammentrat. Sie veröffentlichte 1976 Empfehlungen für Schulbücher der Ge-
schichte und Geographie. Ihr Ziel war es nicht so sehr, zu einer gemeinsamen
Geschichtsschreibung zu gelangen, als vielmehr die Schüler mit den Unter-
schieden der nationalen Geschichtsdeutung bekannt zu machen. – Auch zwi-
schen der DDR und Polen herrschte bis zur Entstehung der unabhängigen Ge-
werkschaftsbewegung Solidarno�� eine rege Reisetätigkeit. Aus Sorge vor ei-
nem Übergreifen der polnischen Reformbewegung auf die DDR schloß diese
aber ab 1980 nahezu alle Grenzübergänge nach Polen und versuchte, die Kon-
takte ihrer Bevölkerung dorthin zu unterbinden. Geschickt schürte die SED mit
Hilfe des MfS die bei weiten Teilen der ostdeutschen Bevölkerung noch vor-
handenen antipolnischen Ressentiments.

Mit dem Aufkommen der unabhängigen Gewerkschaftsbewegung Solidarno��
im Sommer 1980 trat das politische Verhältnis der Bundesrepublik zu Polen in
eine neue Phase. Diese polnische Freiheitsbewegung war innergesellschaftli-
cher „Wandel“ in einem Land des Ostblocks und noch dazu dem unmittelbaren
Nachbarland der DDR, der die Grundlagen der kommunistischen Parteiherr-
schaft in Frage stellte und somit die Stabilität der realsozialistischen Herr-
schaftssysteme gefährden mußte. Damit entstand aber auch nach Auffassung
der Bundesregierung und der sie tragenden politischen Kräfte eine Gefahr für
die Entspannungspolitik, die im innerdeutschen Verhältnis inzwischen manche
Früchte getragen hatte. Der Konflikt zwischen der Ost- und Entspannungspo-
litik und der prinzipiell begründeten Achtung vor dem polnischen Freiheits-
streben verschärfte sich mit der Ausrufung des Kriegsrechtes in Polen im De-
zember 1981. Er griff auch auf das Verhältnis zu den Westmächten über, als es
um die Frage ging, wie sich der Westen gegenüber Polen verhalten solle. Mit
beispielloser tätiger Hilfe für das notleidende Nachbarvolk reagierte die bun-
desdeutsche Gesellschaft. Millionenfache private Paketsendungen – zu Weih-
nachten 1981 und 1982 von den Regierungen Schmidt und Kohl vom Porto
befreit – und große Hilfstransporte gingen nach Polen.

Selbst nach dem Regierungswechsel vom Herbst 1982 verhielten sich die So-
zialdemokraten gegenüber der polnischen Gewerkschaftsbewegung weiterhin
reserviert, sie nahmen parteioffizielle Beziehungen zur PVAP auf und verhan-
delten mit dieser Fragen der Sicherheitspolitik. Ihre Sorge galt der Stabilität
der kommunistischen Regime, denen allein sie die Fähigkeit zutrauten, ihre
Gesellschaften mit Erfolg und ohne die Gefahr der Destabilisierung zu refor-
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mieren. Aus diesem Grunde pflegten sie ihre Kontakte vorwiegend auf offizi-
eller Ebene und übersahen, daß nicht nur in Polen sich demokratische Kräfte
„von unten“ zu regen begannen. Obwohl in der polnisch-deutschen Grenzfrage
freier und expliziter als die Christlichen Demokraten und die von ihnen ge-
stützte Regierung, die auf die Vertriebenenverbände und ihr Wählerpotential
Rücksicht nehmen mußten, war die sozialdemokratische Oppositionspartei bis
Ende der achtziger Jahre keine selbstverständliche Anlaufadresse für die polni-
sche Freiheitsbewegung.

Im Unterschied zu seinem Vorgänger betonte Bundeskanzler Kohl einerseits
die Offenheit der deutschen Frage, andererseits fand er deutlichere Worte für
die Berechtigung der polnischen Forderungen und Ambitionen. Die neue Bun-
desregierung machte deutlich, daß die deutsche Frage ebenso eine Frage von
Freiheit und Selbstbestimmung sei: „Die Freiheitsinteressen des polnischen
und des deutschen Volkes lassen sich nicht auseinanderdividieren.“ Am Frie-
densvertragsvorbehalt in bezug auf die endgültige Grenzanerkennung hielt sie
fest, doch hatte sie Verständnis für die Bevölkerung der polnischen Westge-
biete, die inzwischen ihrerseits ein Heimatrecht erworben hatte. In der Bun-
destagssitzung vom 6. Februar 1985 erklärte der stellvertretende Vorsitzende
der Fraktion der CDU/CSU Volker Rühe, auch ein wiedervereinigtes
Deutschland werde nicht ignorieren können, daß der Warschauer Vertrag vom
7. Dezember 1970 „eine politische Bindungswirkung“ habe, die auf dem Ge-
waltverzicht beruhe. Etwaige territoriale Veränderungen in Mitteleuropa wären
nur mit dem Einverständnis aller Beteiligten möglich, und dazu gehöre auch
Polen. Diese Aussage war in den Unionsparteien nicht unumstritten.

Inzwischen war der Bundesregierung die deutschlandpolitische Haltung der
Solidarno�� bekannt geworden, die nach dem Dezember 1981 im Untergrund
agierte; Artur Hajnicz, ihr damaliger Abgesandter, hat darüber und über das ihr
zugrundeliegende Kalkül vor der Enquete-Kommission der 12. Wahlperiode
berichtet (Materialien Band V/1, S. 205/206). Sie lief auf nichts weniger als
auf eine Absage an die kommunistische Formulierung der polnischen Staats-
raison hinaus. Ein wiedervereinigtes demokratisches, europäisch eingebunde-
nes Deutschland in den Grenzen der Bundesrepublik, der DDR und Berlins er-
schien ihr als der bessere Garant für Polens Sicherheit und Unabhängigkeit als
die Umklammerung durch die Sowjetunion und die von ihr abhängige DDR.
Die Formel „politische Bindungswirkung“ kam dieser Haltung der Solidarno��
insofern entgegen, als sie den Friedensvertragsvorbehalt in bezug auf die völ-
kerrechtliche Grenzanerkennung um die politische Verpflichtung auf den Ge-
waltverzicht ergänzte und ihn mit ihr verband. Sie war ein „Brückenschlag in
Richtung polnische Opposition“ und wurde auch so aufgenommen (Reiter,
Prot. Nr. 38). Ab 1988 öffneten sich sogar die parteigelenkte offiziöse Publizi-
stik und schließlich auch die polnische Politik unter dem letzten kommunisti-
schen Premierminister Rakowski dem Gedanken, eine „grundsätzliche Wende“
im Verhältnis Polens zur Bundesrepublik herbeizuführen und damit nolens
volens die auf der Zweiteilung Europas basierenden Axiome der polnischen
Deutschlandpolitik zumindest zu modifizieren.
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Der Solidarno�� bleibt jedoch das Verdienst, im Vertrauen auf das demokrati-
sche und europäische Deutschland, das im Westen entstanden war, das inner-
polnische Dogma von der deutschen Zweistaatlichkeit als Bedingung der pol-
nischen Sicherheit und territorialen Integrität überwunden, Interessen und
Werte eines demokratischen Polen erkannt und miteinander in Einklang ge-
bracht zu haben. Die „alte Bundesrepublik“ und die polnische Freiheitsbewe-
gung haben den großen Ausgleich von 1990/91 geistig vorbereitet.

2.1.1.2 Die Politik der DDR gegenüber der Dritten Welt

Aus der Sicht der SED war der Ost-West-Konflikt Ausdruck des unaufhebba-
ren Antagonismus zwischen Kapitalismus/Imperialismus und Sozialis-
mus/Kommunismus, der seit der russischen Oktoberrevolution von 1917 das
Weltgeschehen bestimme und mit dem unausweichlichen Sieg des Sozialis-
mus/Kommunismus enden werde. In diesem „revolutionären Weltprozeß“
agierten angeblich drei Kräftefaktoren zugunsten des Fortschritts: die soziali-
stischen Staaten, die kommunistische Arbeiterbewegung in den westlichen In-
dustrieländern und die nationalen Befreiungsbewegungen in den ehemals ko-
lonialisierten Ländern der Dritten Welt. Letztere galten als „natürliche Ver-
bündete“ des sozialistischen Lagers, da sie durch ihren Kampf um Unabhän-
gigkeit die Kräfte des Imperialismus schwächten und so zur Verschiebung des
weltweiten Kräfteverhältnisses zugunsten des sozialistischen Lagers beitrugen.
Ihnen in ihren bewaffneten Kämpfen solidarisch beizustehen und, sofern sie
nach der Erringung der Unabhängigkeit den sozialistischen Entwicklungsweg
einschlugen, Aufbauhilfe zu leisten, war internationalistische Pflicht der so-
zialistischen Länder.

Die DDR hat sich von Beginn an zu dieser Pflicht bekannt. Sie rief eine Soli-
daritätsorganisation ins Leben, deren Anfänge bis in die frühen fünfziger Jahre
zurückreichen. 1960 zunächst als „DDR-Komitee für Solidarität mit den Län-
dern Afrikas“ gegründet, firmierte sie ab 1973 als „Solidaritätskomitee der
Deutschen Demokratischen Republik“. Die Aufgaben des Komitees bestanden
darin, die Gesellschaft zu solidarischem Handeln für die Befreiung der Dritten
Welt von Kolonialismus und Abhängigkeit sowie deren Folgen zu mobilisieren
und die Verwendung des Aufkommens an Sach- und Geldspenden nach staat-
lichen Vorgaben zu lenken. Als Hilfsorgan der staatlichen Politik war das Ko-
mitee dazu da, die Solidaritätsbereitschaft und -leistungen der Bevölkerung zu
bündeln und zu kanalisieren. Ein 1965 ins Leben gerufener „Vietnam-Aus-
schuß“ bestimmte während des Vietnam-Krieges einige Jahre lang die Tätig-
keit des Komitees. So übte der Ausschuß einen großen Teil der internationalen
Öffentlichkeitsarbeit für Vietnam aus. Auch die Spenden, die für Vietnam
während und nach dem Krieg aufgebracht wurden, waren beachtlich, sie belie-
fen sich zum Beispiel im Zeitraum 1975-1983 auf ca. 730 Millionen Mark. Ein
großer Teil der Spendengelder wurde für die Ausbildung vietnamesischer
Staatsbürger in der DDR verwandt, während des Krieges für die Versorgung
Nordvietnams mit lebensnotwendigen Gütern, später u. a. für Wohnungsbau-
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projekte sowie für die Errichtung von Berufsausbildungsstätten und medizini-
schen Einrichtungen. Später, in den siebziger und achtziger Jahren, verlagerte
sich das Betätigungsfeld nach Afrika und 1979 auch nach Nicaragua.

Wie weit die Aktivitäten des DDR-Komitees mit denjenigen der UdSSR und
der anderen sozialistischen Staaten abgestimmt waren, ist noch nicht hinrei-
chend geklärt, wenn auch wahrscheinlich. Vergleichbares gilt für die wirt-
schaftliche, technisch-wissenschaftliche und kulturell-wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit, die die DDR mit Ländern wie Kuba, Nicaragua, Äthiopien,
Angola und Mosambik praktizierte. In bezug auf Kuba, das seit 1972 dem Rat
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe als Vollmitglied angehörte, ist eine erhebli-
che, vom RGW gelenkte und letztlich von der UdSSR bestimmte Arbeitstei-
lung als sicher anzunehmen. Kuba war auch Hauptnutznießer der Vorzugsprei-
se, die ihm der RGW – neben der Mongolei und Vietnam, ebenfalls RGW-
Mitgliedern, und Nicaragua – auf seine Exportprodukte Zucker, Nickel und
Zitrusfrüchte einräumte. Gegenüber den genannten afrikanischen Ländern, die
in den siebziger Jahren als „natürliche Verbündete“ der sozialistischen Länder
und also auch der DDR in Erscheinung traten, suchte die DDR spezifische ei-
gene ökonomische Interessen zur Geltung zu bringen, zum Beispiel bezüglich
Rohkaffees in Äthiopien und Steinkohle im Mosambik, doch hat sie gerade bei
letzterem Projekt, in das sie viel Know-how und Kapital investierte, Schiff-
bruch erlitten. Auch das Kaffeeabkommen mit Äthiopien hielt nicht lange vor,
da Äthiopien bewußt wurde, daß es sein Produkt gegen harte Devisen auf dem
Weltmarkt absetzen konnte. Der Warenaustausch mit Nicaragua erreichte 1989
mit 787,8 Millionen Mark seinen Höhepunkt, wobei die DDR-Lieferungen mit
723,9 Millionen Mark zu Buche schlugen. Eine Bilanzierung der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit der DDR mit Entwicklungsländern ist nicht möglich, da
sowohl die Vorteile resp. Nachteile der Empfängerländer als auch die Auf-
wendungen der DDR bzw. ihre Erträge nicht zu übersehen sind.

Zu den Vorteilen der Empfängerländer gehörte in gewissem Maße die von der
DDR geleistete berufliche und schulische Ausbildungshilfe, soweit sie von
nicht-ideologischen Inhalten bestimmt war. Sie kam besonders Vietnam, Kuba
und Nicaragua zugute. Heute gilt es daher, das deutsche Sprachpotential in
diesen Ländern auszubauen und für die weitere Zusammenarbeit Deutschlands
mit diesen Ländern nutzbar zu machen. Eine besondere Art von „Entwick-
lungshilfe“ – das Wort war in der DDR nicht gebräuchlich – leistete sie bei der
Schulung von Parteikadern wie in Kuba sowie beim Aufbau marxistisch-leni-
nistischer Staatsparteien wie in Äthiopien oder von Massenorganisationen
(z. B. Jugend) wie in Nicaragua, eine Ausbildungshilfe, die für die Empfän-
gerländer von eher zweifelhaftem Nutzen war. Das gilt in noch größerem Ma-
ße für den Aufbau landeseigener Sicherheitsapparate, bei dem sich das MfS
vor allem in den afrikanischen Partnerländern mit Beratern, Ausbildungshilfe
und Lieferung von Sicherheitstechnik hervortat. In Nicaragua, wo das MfS zu-
sammen mit den Sicherheitsdiensten Kubas, der Sowjetunion und Bulgariens
als Lehrmeister agierte, bot die DDR überdies Beratungshilfe bezüglich des
Umgangs mit der katholischen Kirche an. Der Sicherheitsdienst der Sandini-
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sten Nicaraguas, die 1979 die Macht übernommen hatten, verfügte elf Jahre
später über 2.500 hauptamtliche Mitarbeiter und 30.000 inoffizielle Mitarbeiter
bei einer Bevölkerung von 3,2 Millionen. An den Lieferungen von Waffen und
Munition aus dem Ostblock und an der Stellung von Militärberatern war die
DDR in eher mittlerem Maße beteiligt. Der Hauptanteil entfiel hier auf die
UdSSR, die den Waffenhandel als einträgliches Devisengeschäft betrieb. Nach
Schätzungen soll die DDR im Zeitraum 1966–1989 für politische Entwick-
lungshilfe einschl. Waffen- und Munitionslieferungen an insgesamt 26 Ent-
wicklungsländer und Organisationen rund 1 Milliarde Mark aufgewendet ha-
ben.

Von der DDR weitgehend vor der eigenen und der internationalen Öffentlich-
keit verborgen blieb das Schicksal der ausländischen „Vertragsarbeiter“, die
im Laufe der achtziger Jahre in der Industrie der DDR zunehmend beschäftigt
wurden, darunter auch solche aus Vietnam, Angola, Mosambik und Kuba. Es
handelte sich um einen Import von ungelernten Arbeitskräften aus ärmeren
Entwicklungsländern, um dem notorischen Arbeitskräftemangel der produkti-
vitätsschwachen DDR abzuhelfen und, da die Vertragsarbeiter mit Einver-
ständnis ihrer Entsendestaaten einen festen Teil des Lohnes abführen mußten,
die Schuldenbilanz dieser Staaten gegenüber der DDR abtragen zu helfen. Die
auf vier, meistens fünf Jahre verpflichteten Vietnamesen, Angolaner, Mosam-
bikaner und Kubaner waren in geschlossenen Unterkünften untergebracht und
durften nur ohne Familienanhang einreisen. Private Kontakte mit der DDR-
Bevölkerung waren unerwünscht, von einer Integration in die DDR-Bevölke-
rung ganz zu schweigen. Der Gesichtspunkt der Berufsausbildung blieb im
Hintergrund, am wenigsten noch bei den Kubanern, während Vietnamesen und
Mosambikaner mehr oder minder als reine Arbeitskräfte noch dazu in
schlechten Lohngruppen behandelt wurden. Die größte Gruppe der ausländi-
schen Vertragsarbeiter bildeten die Vietnamesen, deren Zahl sich 1989 auf
50.000–60.000 belief, gefolgt von Mosambikanern (14.000) und Kubanern
(10.000). Wegen der schlechten Chancen auf dem deutschen Arbeitsmarkt wa-
ren die letzte Regierung der DDR und die Bundesregierung 1990 bemüht, die-
se Menschen zur Rückkehr in ihre Heimatländer zu bewegen. Der größte Teil
von ihnen hat inzwischen Deutschland verlassen. Die Verbleibenden kämpfen
darum, daß ihre Aufenthaltsbefugnis in eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis
umgewandelt werde.

Insgesamt war die in die Politik des Warschauer Pakts und RGW eingebunde-
ne Dritte Welt-Politik der DDR geprägt von ideologischen Vorgaben. Diese
begannen bei der Auswahl der unterstützten Länder, setzten sich in der unver-
hältnismäßigen Hilfe für die Etablierung konformer Herrschaftsapparate fort
und endeten bei Aufbauprogrammen, die zu wenig Sinn für die Bedürfnisse
und Eigenarten der Empfängerländer bezeigten. Im übrigen war es die ökono-
mische Schwäche der sozialistischen Länder, die die Empfängerländer in ihren
Entwicklungschancen beeinträchtigte. Einige von ihnen wie Mosambik began-
nen darum bereits in den achtziger Jahren mit einer pragmatischen Öffnung zu
den westlichen Industrieländern. Eine selbständige Dritte-Welt-Politik der
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DDR hat es nicht gegeben, wenn auch in der Bevölkerung und vor allem in
kirchennahen Kreisen Sympathien und viel guter Wille vorhanden waren.
Nicht zu übersehen ist jedoch der Umstand, daß es in erheblichem Umfang
auch die eigenen ökonomischen Probleme waren, welche die Auswahl der
Länder und das Ausmaß des Engagements seitens der DDR bestimmten. Roh-
stoffbeschaffung, die Erschließung von Absatzmärkten und die Verbesserung
der Devisenbilanzen – nicht zuletzt mittels Waffenlieferungen – zählten zu den
leitenden Motiven. Sie verdeutlichen den Gegensatz zwischen eigenem An-
spruch und einer Realität, die von den wirtschaftlichen Interessen des Bereichs
„kommerzielle Koordinierung“ unter der Leitung Alexanders Schalck-Golod-
kowskis bestimmt wurde. Von einem gleichberechtigten, partnerschaftlichen
Umgang mit den entsprechenden Staaten, von einer qualitativ neuen, uneigen-
nützigen Entwicklungspolitik kann daher kaum die Rede sein. Die Motivlage
der DDR bedarf ebenso näherer Erforschung wie die Verflechtung der DDR-
Eigeninteressen mit den Interessen der sowjetischen Weltmachtpolitik und der
Arbeitsteilung in RGW und Warschauer Pakt.

2.1.2 Beteiligung an multilateraler Entspannungspolitik

Die Wirkung des auf der Schlußakte von Helsinki aufbauenden KSZE-Prozes-
ses auf den Zusammenbruch des kommunistischen Systems bedarf weiterer
Untersuchungen, doch haben die von ihm ausgelösten oder begünstigten inne-
ren Entwicklungen in den kommunistisch regierten Staaten unbestritten zur
weiteren Erosion der Diktaturen beigetragen. Es war weniger die von den In-
itiatoren der Entspannungspolitik erwartete Liberalisierung von oben, der
Wandel der regierenden kommunistischen Parteien, die diese inneren Ent-
wicklungen ausgelöst hat, besonders bedeutungsvoll hierfür waren vielmehr
die Bürgerrechtsbewegungen in den Ostblockstaaten, in der DDR zusätzlich
die anschwellende Ausreisebewegung. Sie setzten die in wachsende wirt-
schaftliche Probleme geratenden Regime zusätzlich unter inneren Druck, dem
diese nicht mehr ausschließlich mit offen repressiven Mitteln begegnen konn-
ten.

Der KSZE-Prozeß, Folge, nicht Ursache der in der Entspannungsphase seit der
Kuba-Krise im Ost-West-Verhältnis eingetretenen Veränderungen, symboli-
siert die Politik der antagonistischen Kooperation auf multilateraler Ebene, an
der die beiden deutschen Staaten gleichberechtigt teilnahmen. Daß diese Poli-
tik der antagonistischen Kooperation im Nieder- und schließlich Untergang des
sowjetsozialistischen Macht- und Herrschaftssystems enden werde, war den
Akteuren und Zeitgenossen lange nicht bewußt. Unbeschadet dessen muß dem
KSZE-Prozeß bescheinigt werden, daß er viel für die Moderation und Kanali-
sierung der Konfliktaustragung unter den Teilnehmerstaaten geleistet und inso-
fern zum weitgehend gewaltfreien Wechsel der Systeme beigetragen hat. In
zwei entscheidenden Punkten, in dem der Menschenrechte und in dem der
konventionellen Abrüstung (ab 1984 KVAE), fiel ihm darüber hinaus eine
mitsteuernde Rolle bei der europäischen Zeitenwende zu.
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Die DDR-Führung sah sich 1975 als Mit-Initiator der Konferenz für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa, seit den fünfziger Jahren ein sowjetisches
Projekt, das den sowjetischen Herrschaftsbereich in Europa absichern und die
überseeischen Mächte, namentlich die USA, aus Europa herausdrängen sollte.
Das Konferenzergebnis von 1975 entsprach noch immer ihren Vorstellungen,
da es vor allem eines für sie erbrachte: die Anerkennung der DDR als gleich-
berechtigtes Mitglied der europäischen Staatengemeinschaft, verbunden mit
der Hoffnung auf verstärkte Wirtschaftskooperation mit dem Westen, und der
Unverletzlichkeit ihrer Grenze zur Bundesrepublik. Darüber hinaus schien die
KSZE, als Frucht der den westlichen Staaten „abgerungenen“ Entspannungs-
politik und als Instrument zu deren Beförderung, die Veränderung des Kräfte-
verhältnisses zugunsten der Kräfte des Sozialismus und des Friedens anzuzei-
gen. Gegenüber diesen Erfolgen nahmen sich die Nachteile, die man in der
Schlußakte hatte hinnehmen müssen, in den Augen der DDR-Führung weniger
ernst aus. Die Tragweite des Prinzips VII „Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten“ war ihr nicht bewußt, sie glaubte, sie mit Hilfe des Prinzips
VI „Nichteinmischung in innere Angelegenheiten“ unter Kontrolle behalten zu
können. Ähnlich dachte sie über den Inhalt von „Korb 3“ der Schlußakte „Zu-
sammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen“.

Wie sicher man sich fühlte, erhellt die Tatsache, daß die Schlußakte von Hel-
sinki in großer Auflage in allen Ländern des Ostblocks und so auch in der
DDR veröffentlicht wurde. Doch die Konferenz, einschließlich ihrer Folgekon-
ferenzen von Belgrad und Madrid, entfaltete Wirkungen, die so von den sozia-
listischen Staaten nicht vorhergesehen wurden. Unter Berufung auf die
Schlußakte von Helsinki gründeten sich in den Ländern Ost- und Mitteleuro-
pas Bürgerrechtsbewegungen, die insbesondere die Realisierung des dritten
Korbes der KSZE-Schlußakte anmahnten. Von der tschechoslowakischen
Charta 77 über die unabhängige polnische Gewerkschaftsbewegung Solidar-
ność bis zur Friedens- und Umweltschutzbewegung in der DDR wurde seitdem
die Implementierung der Menschenrechte und somit auch der bürgerlichen
Freiheiten für die Länder des realexistierenden Sozialismus eingefordert. Ihr
Wirken wurde unterstützt durch die Praxis westlich-demokratischer Staaten,
gestützt auf Prinzip VII der Schlußakte die Implementierung von Menschen-
rechten anzumahnen. Bei der 3. Folgekonferenz, die im Januar 1989 in Wien
endete, fand sich die DDR in der Menschenrechtsfrage schließlich von ihren
Bündnispartnern verlassen und isoliert. Die für sie lebenswichtigen Ausreise-
regelungen, wonach das Menschenrecht ihrer Bürger auf Ausreise nur im Aus-
nahmefall und nicht als Regel geachtet wurde, wurde durch die Wiener Abma-
chungen vom (bisherigen) Kopf auf die Füße gestellt: künftig sollten nurmehr
die gesetzlich zu verankernden Einschränkungen dieses wie aller anderen
Menschenrechte „den Charakter von Ausnahmen“ tragen. Nur unter massivem
Druck durch die Sowjetunion war die DDR zu bewegen, dem Wiener Schluß-
dokument zuzustimmen. Es zu erfüllen, ging über ihr Vermögen bzw. führte
die SED am 9. November 1989 in die Kapitulation. Unter Berufung auf das
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Wiener Schlußdokument hatte die Regierung Ungarns bereits im Sommer das
Auslieferungsabkommen mit der DDR in bezug auf Flüchtlinge gekündigt.

In der Bundesrepublik waren die Meinungen über die KSZE geteilt. Sie galt
als wenig sinnvolles „linkes“ Projekt, das die Überwindung der deutschen
Teilung eher erschwere und mehr den kommunistischen Herrschaftseliten nüt-
ze als den westlichen Interessen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, damals
in der Opposition, lehnte die Schlußakte von Helsinki ab; sie vertrat die Auf-
fassung, daß eine realistische Entspannungspolitik neben dem Gleichgewicht
im Militärischen die Unteilbarkeit der Entspannung, gegenseitige Abhängig-
keit von Leistung und Gegenleistung, die Verwirklichung der Menschenrechte
und das nationale Selbstbestimmungsrecht beinhalten müsse. Die Opposition
befürchtete, daß die KSZE-Politik tendenziell den territorial-gesellschaftlichen
Status quo der Teilung Europas und Deutschlands verfestigen könne, ohne daß
– beispielhaft erkennbar an der Tschechoslowakei und an Polen – mit einem
nachhaltigen Wandel der kommunistischen Systeme in Europa zu rechnen sei.
Demgegenüber betonte die sozialliberale Bundesregierung, daß die deutschen
Interessen bei der Abfassung gewahrt worden seien (einvernehmliche Grenz-
änderung) und daß es gelte, mit Hilfe des anvisierten Prozesses die intersy-
stemare Zusammenarbeit auf den Gebieten der Sicherheit, Wirtschaft, Wissen-
schaft, Technik und Umwelt sowie in humanitären Bereichen zu verbessern,
mit einem Wort: die Entspannungspolitik zu festigen und zu verstetigen. Me-
thodisch kam allen Bundesregierungen, auch der Regierung der CDU/CSU-
FDP-Koalition ab 1982, der multilaterale Charakter des Unternehmens entge-
gen: Er entsprach der Präferenz für den multilateralen Ansatz bei der Wahr-
nehmung eigener Interessen; er bot Gelegenheit, die außenpolitische Zusam-
menarbeit unter den EG-Mitgliedstaaten zu praktizieren und zu fördern; und er
bot einen Rahmen, das innerdeutsche Verhältnis gesamteuropäisch-intersy-
stemar abzusichern.

Die Bundesregierungen ließen die Konferenz nie über ihre Auffassung im un-
klaren, daß die deutsche Frage offen sei, sahen aber davon ab, sie zu forcieren
und die Deutschlandpolitik in den Vordergrund zu schieben. Lag dies auch im
Interesse der DDR-Regierung, so war für die Bundesregierungen der Gesichts-
punkt maßgebend, daß der multilaterale Prozeß, der auf Einstimmigkeit, also
der Zustimmung aller Teilnehmer basierte, nicht gefährdet werde. Ähnlich
verhielten sie sich, wenn der DDR Menschenrechtsverletzungen im Einzelfall
vorzuhalten waren. Zwischen den deutschen Delegationen herrschte ein im
allgemeinen kooperatives Verhältnis. Beide Seiten waren sich der grundsätzli-
chen Divergenzen bewußt, daneben aber auch bestrebt, auf Kooperationsfel-
dern konkreter Art und von allgemeinem Interesse konstruktiv und in Loyalität
zu den jeweiligen Bündnispartnern mitzuarbeiten. Die DDR stand lange im
Spannungsverhältnis zwischen den Notwendigkeiten, sowjetische Vorstellun-
gen zu unterstützen, gleichzeitig ein eigenes Profil im Rahmen der Westpolitik
des Warschauer Pakts zu entwickeln und überdies die aus ökonomischen
Gründen immer notwendiger werdenden Westbeziehungen störungsfrei zu
halten. „Diese Interessen und Zwänge miteinander in Übereinstimmung zu
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bringen, erwies sich schwierig, ja letztlich als unmöglich“, urteilt ein ehemali-
ger KSZE-Diplomat der DDR.

2.1.3 Handlungsspielräume der SED/DDR gegenüber der UdSSR

Nach Kriegsende war die sowjetische Siegermacht sowohl propagandistisch
als auch in diplomatischen Initiativen bestrebt, gegenüber Deutschland und
den Deutschen als Verfechter der nationalstaatlichen Einheit aufzutreten.
Gleichzeitig jedoch begann sie in ihrer Besatzungszone sehr bald gesellschaft-
lich und politisch „vollendete Tatsachen“ zu schaffen, die die Glaubwürdigkeit
ihres Eintretens für die deutsche Einheit und die Attraktivität ihrer entspre-
chenden Angebote zumindest in Westdeutschland zunichte machten. – Wie ist
die nach außen offensichtliche Doppelgleisigkeit oder Doppelbödigkeit dieser
Politik zu erklären? Die Frage ist von mehr als bloß historischem Interesse, da
ihre Klärung darüber Auskunft verspricht, auf welche internationalen und na-
tionalen Faktoren die langwährende deutsche Teilung zurückgeht. Somit ist sie
zentral für die Aufarbeitung der Nachkriegsgeschichte im vereinten Deutsch-
land.

Nach der Öffnung der SED-Akten und nachdem Anfang der neunziger Jahre
wenigstens ein Teil der sowjetischen Akten von Historikern eingesehen wer-
den konnte, läßt sich sagen, daß bestimmte Einzelfragen inzwischen geklärt
werden konnten, die Grundfrage jedoch, die nach der Konzeption der sowjeti-
schen Deutschlandpolitik unter Stalin, weiterhin keine schlüssige Antwort fin-
det, es sei denn, man attestierte ihr eine inhärente Widersprüchlichkeit, gebo-
ren aus Illusionen, Wunschdenken und Fehlkalkulationen. Anhand der Frage,
welche Handlungsspielräume der KPD/SED gegenüber der sowjetischen Be-
satzungsmacht bei wichtigen Entscheidungen zu Gebote stand, können den-
noch einige Erkenntnisse gewonnen werden.

Das rund 500 Personen umfassende Funktionärskorps deutscher Kommuni-
sten, auf das sich die Sowjetische Militäradministration (SMAD) 1945 stützen
konnte, war auf die unumstößliche Autorität der KPdSU und ihres Führers
Stalin eingeschworen. Das Unterstellungsverhältnis war ein doppeltes: es war
kommunistisch „parteilich“ und „internationalistisch“, und es war auf die Do-
minanz der Siegermacht über die Besiegten gegründet. Frühzeitig setzten
Maßnahmen zur radikalen Umgestaltung der politischen und sozialökonomi-
schen Strukturen in der SBZ/DDR ein, die in den ersten Nachkriegsjahren –
etwa von 1945 bis 1949 – als „antifaschistisch-demokratische Umwälzung“
gerechtfertigt wurden, vielfach im Rückgriff auf alliierte Beschlüsse wie das
„Potsdamer Abkommen“ und der dort eingegangenen Verpflichtungen, „bei
der Festigung der demokratischen Ordnung in Deutschland“ mitzuhelfen, und
die allerdings schon bald, zumal in den Jahren 1950 bis 1953, zu einer „sozia-
listischen Ordnung“ vorangetrieben wurden. Namentlich kam dies in den Be-
schlüssen der 2. Parteikonferenz der SED 1952 über den „Aufbau der Grund-
lagen des Sozialismus“ zum Ausdruck. Während in der ersten Nachkriegszeit
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die grundlegenden Veränderungen in Staat und Gesellschaft kraft unmittelba-
rer Besatzungsgewalt, durch Befehle der Sowjetischen Militäradministration in
Deutschland (SMAD), durchgesetzt wurden – wenn auch mit tatkräftiger Un-
terstützung der deutschen Kommunisten –, beschränkte sich die sowjetische
Okkupationsmacht später formell auf Empfehlungen und Ratschläge an die
„deutschen Freunde“, die diese in entsprechende Maßnahmen umsetzten. In
etlichen Fällen wurden die deutschen Helfer von sowjetischen Entscheidungen
überrascht, so bei dem frühen Termin der Wiederzulassung politischer Partei-
en, der Bodenreform ab Herbst 1945 und der Fusion von KPD und SPD (April
1946), standen sie doch der zuvor ausgegebenen Linie entgegen. Hier zeigte
sich bereits das Grundproblem der sowjetischen Politik, das die KPD/SED bis
in die Mitte der fünfziger Jahre begleiten sollte: das Schwanken zwischen tei-
lungsförderlichen, die SBZ separierenden Maßnahmen einerseits und die ge-
samtdeutsche Option offenhaltenden bzw. offenhalten sollenden Vorstößen
andererseits.

So zielte die frühe Wiederzulassung der politischen Parteien in der SBZ darauf
ab, die dortigen Verhältnisse für die anderen Besatzungszonen möglichst zügig
als Vorbild vorzuprägen. In dem ab Oktober 1945 erkennbaren und dann mit
Macht betriebenen sowjetischen Sinneswandel zur Vereinigung von KPD und
SPD lassen sich sogar beide Elemente auffinden: das Bestreben, der drohenden
Majorisierung der KPD durch die SPD in der SBZ zuvorzukommen, und die
Option, die vereinigte Partei auch im Westen zu installieren und im Sinne der
sowjetischen Ziele wirken zu lassen. Als Stalin Anfang 1947 erwog, die SPD
in der SBZ wieder zuzulassen, um die Westalliierten für die Zulassung der
SED in den Westzonen zu gewinnen, widersprach ihm die SED-Führung. Das
Risiko, zusammen mit der SMAD in der SBZ die Dinge in der Hand behalten
zu können, erschien ihr zu groß. Für die Möglichkeit verstärkter Wirksamkeit
in den Westzonen wollte sie ihre inzwischen erreichte Machtposition in der
SBZ nicht gefährden, zumal sie befürchten mußte, daß sie, wenn es zu Schwie-
rigkeiten käme, dafür von sowjetischer Seite verantwortlich gemacht werde; so
war es ihr noch im Jahre zuvor nach dem für sie ungünstigen Ausgang der
Herbstwahlen ergangen, die von der zuständigen Abteilung der SMAD ange-
setzt und unter Einfluß fragwürdiger Mittel massiv beeinflußt worden waren.
Umgekehrt, gegen die gesamtdeutsche Option, operierte die SMAD im Vor-
feld der Münchener Ministerpräsidentenkonferenz vom Juni 1947. Sie emp-
fahl, sekundiert von Ulbricht, erst die Ablehnung, dann die Hintertreibung der
Einladung des bayerischen Ministerpräsidenten Hans Ehard, was aber zunächst
an den ehemaligen Sozialdemokraten in der SED-Führung bzw. an dem der
LDP angehörenden Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt Erhard Hübener
scheiterte. Schließlich setzte sich die SMAD aber doch durch, indem man sich
auf den „Kompromiß“ einigte, daß die Ostzonenvertreter an der Münchener
Konferenz teilnehmen sollten, um sie zum Scheitern zu bringen (wozu aller-
dings auch westdeutsche Teilnehmer tendierten). Ihrem Bedürfnis nach größe-
rer Übersichtlichkeit und effektiverer Lenkung der deutschen Verwaltungsap-
parate in der SBZ entsprach die Besatzungsmacht wiederum mit deren Zentra-
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lisierung in der Deutschen Verwaltung des Innern und der Deutschen Wirt-
schaftskommission – zugleich weitere Schritte auf dem Weg in die DDR-
Staatsgründung 1949. Als diese erfolgte, waren die personellen und struktu-
rellen Grundlagen für das zukünftige Ministerium für Staatssicherheit bereits
gelegt sowie kasernierte Grenzpolizeieinheiten und Polizei-„Bereitschaften“
auf sowjetischen Befehl aufgebaut. Kontraproduktiv zu den Einheitsparolen
und diesen zum Trotz hatte die Sowjetunion eine faktische Politik expansiver
Machtabsicherung betrieben.

Für die Außenwelt besonders nachdrücklich präsentiert sich die Ambivalenz
der sowjetischen Deutschlandpolitik in der Note Moskaus an die Westmächte
vom 10. März 1952, der bis zum Sommer, jeweils in Antwort auf westliche
Gegennoten, drei weitere Noten folgten. Die Materialien dieser und der En-
quete-Kommission der 12. Wahlperiode verdeutlichen eine anhaltende wissen-
schaftliche Diskussion. Aufgrund ihrer jeweils nur partiellen Einblicke in so-
wjetische Akten zur Vorgeschichte der Note sind die mit der Frage befaßten
Historiker bisher nur teilweise zu Übereinstimmungen gelangt. Die Kontrover-
se über die „Ernsthaftigkeit“ der sowjetischen Initiative ist daher noch nicht
beigelegt, sie hat sich lediglich in den Einzelfragen verschoben. Wie ist es zu
verstehen, daß sich die Sowjetunion darin bereit erklärte, „die Entwicklung
Deutschlands zu einem einheitlichen, unabhängigen, demokratischen und
friedliebenden Staat zu fördern“? Was hieß es, daß in der folgenden Note vom
9. April 1952 von einer „unverzüglichen“ Vereinigung Deutschlands, gesamt-
deutschen Regierungsbildung und Erörterung der Durchführung „freier Wah-
len“ durch die vier Besatzungsmächte die Rede war? Richtete sich das sowjeti-
sche Verlangen, das vereinigte Deutschland (dem nach vorangegangener inten-
siver Kampagne gegen die „Remilitarisierung“ der Bundesrepublik überra-
schenderweise „nationale Streitkräfte“ zugebilligt wurden) dürfe nicht in Ko-
alitionen oder Militärbündnisse einbezogen werden, nur gegen militärische
Formen der Westintegration? Dabei war zu bedenken, daß die verwendeten
Begriffe – insbesondere „demokratisch“ und „friedliebend“ – in der marxi-
stisch-leninistischen Terminologie eine andere, teilweise entgegengesetzte Be-
deutung haben als die im Westen geläufige. Es reicht freilich nicht aus, dies
generell festzustellen, um daraus Schlußfolgerungen für die Deutung der so-
wjetischen Noteninitiative vom Frühjahr 1952 zu ziehen. Die dahinter stehen-
de Motivation bedarf vielmehr der Klärung anhand konkretisierender interner
Stellungnahmen von Personen, die an den damaligen Entscheidungen in Mos-
kau unmittelbar beteiligt waren. Hierzu erforderliche Nachweise konnten bis-
her nicht erbracht werden. Die inneren Widersprüche, die sich mit den sowjeti-
schen Noten zu verbinden scheinen, sind nach der Ansicht einiger um Ver-
mittlung bemühter Autoren durch ein Gegeneinander widerstreitender Tenden-
zen in der sowjetischen Außen- und Deutschlandpolitik zu erklären. Dies
könnte die Vermutung einschließen, daß Stalin entweder die Dinge nicht mehr
fest in der Hand gehabt habe bzw. er in seiner Position selbst schwankend ge-
wesen sei oder daß er diese Angelegenheit in wesentlichen Punkten anderen
überlassen hätte. Auch dieser Fragenkomplex bedarf noch näherer Klärung auf
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der Basis interner sowjetischer Quellen. Zu denken gibt ferner der Inhalt der
Gespräche, die die SED-Führung bereits Anfang April 1952, unmittelbar vor
Absendung der zweiten Note, mit Stalin in Moskau führte. Stalin, der nach
derzeitiger Aktenkenntnis mit dem Notenentwurf erst im Januar 1952 zum er-
sten Mal befaßt wurde, gab sich überzeugt, daß das Angebot abgelehnt werde,
und riet der SED-Führung, „ihren eigenen Staat zu organisieren“, Streitkräfte
aufzubauen, die Grenze stärker abzuriegeln und mit eigenen Kräften zu schüt-
zen. Diese „Weisungen“ befolgte die SED in den nächsten Monaten bis ins
einzelne, sie dürften ihr aus Gründen der eigenen Existenzsicherung nicht un-
willkommen gewesen sein. Mit dem Aufbau der Sperranlagen an den Grenzen
der DDR zur Bundesrepublik wurde am 26. Mai 1952 begonnen, die Grenzpo-
lizei wurde im Einvernehmen mit der Sowjetischen Kontrollkommission dem
MfS zugeordnet. In der DDR setzte eine Kampagne für die „Verteidigung der
Heimat“ und die Aufstellung „nationaler Streitkräfte“ ein, die in dem Beschluß
der zweiten Parteikonferenz Anfang Juli 1952 zur „Schaffung bewaffneter
Streitkräfte“ gipfelte. Dieselbe Konferenz beschloß den „Aufbau der Grundla-
gen des Sozialismus“, womit die Entwicklung in der DDR die besatzungs-
rechtliche Rechtfertigungsbasis verließ. Dies alles gibt zu Vermutungen Anlaß,
die aber nicht näher bewiesen werden können. Ins Auge fällt wiederum die
Nähe zwischen gesamtdeutschem Angebot und Ausbau der DDR. De facto
vollzog sich der Beschluß zum Aufbau der Grundlagen des Sozialismus vor
dem Hintergrund des Notenaustauschs, wobei insbesondere die Parallele zwi-
schen der angebotenen Wiederbewaffnung Gesamtdeutschlands und der Auf-
stellung „nationaler Streitkräfte“ in der DDR auffällt. Die zeitliche Nähe ist
zwar dazu angetan, letztere als Reaktion auf die Ablehnung erscheinen zu las-
sen, bemerkenswert ist jedoch deren faktische und folgenreiche Vorwegnahme
in den „Ratschlägen“ Stalins an die SED-Führung. Als sicher kann gelten, daß
die SED, wenn sie denn nicht in die Entstehung und Absicht der sowjetischen
Note eingeweiht war – was sowohl behauptet wie bestritten wird –, zumindest
nach dem Gespräch mit Stalin Anfang April 1952 nicht mehr sonderlich beun-
ruhigt zu sein brauchte, die Sowjetunion könne versucht sein, die SED-Macht-
stellung in der DDR und damit diese selbst preiszugeben.

Unzweifelhaft ist, daß die sowjetische Besatzungsmacht schon wenige Monate
nach Kriegsende begann, die politischen und gesellschaftlichen Zustände in
ihrer Zone nach ihren Vorstellungen von „Demokratie“ und „Antifaschismus“
umzuformen und diese dadurch von den anderen Zonen sei es als Vorbild, sei
es als separierte Einflußbasis abzusondern. Die gesamtdeutsche Option betrieb
sie demgegenüber nur halbherzig, unfähig zu Kompromissen und Zugeständ-
nissen und unwillig, Risiken einzugehen. Eine diesen Merkmalen analoge
Verhaltensweise legte sie bei den von ihr verursachten Berlin-Krisen an den
Tag. Bis heute ist nicht geklärt, was sie mit der Verhängung der Berlin-Blok-
kade 1948 bezweckte: die Vertreibung der Westalliierten aus Berlin, um im
Hinblick auf die erwarteten Staatengründungen zu einer Arrondierung des ei-
genen Herrschaftsbereichs in Deutschland zu gelangen, oder die Erzwingung
von koordinierten Schritten der Besatzungsmächte im Sinne der gesamtdeut-
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schen Option. Dieselbe Uneindeutigkeit wiederholte sich bei der zweiten Ber-
lin-Krise 1958–61. Sollte die Aufwertung der DDR erreicht werden, oder
sollten die Westmächte, insbesondere die USA, zu sicherheits- und rüstungs-
relevanter Kooperation genötigt werden, wobei Berlin nur der Hebel war? Für
die letztere Deutung sprechen, daß Ost-Berlin an der Abfassung der Einlei-
tungsnote vom November 1958 nicht beteiligt wurde und Chruschtschow im
weiteren Verlauf der Krise seine eigenen Ultimaten nicht ernstnahm. In beiden
Fällen, falls Kooperation – 1948 im Sinne der gesamtdeutschen Option, 1958
im Sinne von Koexistenzpolitik – beabsichtigt war, muß die Methode befrem-
den, Kooperationswilligkeit auf der Gegenseite durch Druck und Erpressung
erzielen zu wollen. Eine Vorabkalkulation im Hinblick auf die Folgen der
Methode scheint unterblieben zu sein, ein Fehler, der sich insofern als gravie-
rend herausstellte, als Druck und Erpressung auf westlicher Seite Wider-
standswillen und -kräfte mobilisierten, die den sowjetischen Zielen den Weg
verlegten. Bei der zweiten Berlin-Krise kam hinzu, daß die sowjetischen Dro-
hungen im Verein mit inneren Entwicklungen der DDR (Kollektivierung der
Landwirtschaft) diese in eine innere Krise stürzten, der im August 1961 mit
dem Bau der Berliner Mauer abgeholfen wurde.

Für die DDR endete die zweite Berlin-Krise 1964 nicht mit einem – wie von
Chruschtschow angedroht – Friedensvertrag, der die sowjetischen Vorbehalts-
rechte abgelöst hätte, sondern mit einem ersten Freundschaftsvertrag mit der
Sowjetunion. Er ließ zwar die sowjetischen Vorbehaltsrechte unangetastet, be-
scherte der DDR aber eine sowjetische Existenzgarantie. Damit war ein langer
Weg aus dem Status der Besatzungszone zu dem eines Mitglieds der sozialisti-
schen Staatengemeinschaft zurückgelegt. Die Führer der Sowjetunion, die ei-
nen mehr, die anderen weniger, mochten in den vierziger und frühen fünfziger
Jahren die Herausbildung eines eigenen Klientelstaates auf deutschem Boden
als zweitbeste Lösung angesehen haben. Gleichzeitig aber hatten sie ungedul-
dig und geradezu zwanghaft in ihrer Besatzungszone gesellschaftliche und po-
litische Zustände eingeführt bzw. einführen lassen, die sie lange vor der
Staatsgründung und danach notwendigerweise mehr und mehr an diese Lösung
banden und ihre Dispositionsmacht de facto einschränkten. Möglicherweise
haben sie die Konsequenzen ihres Handelns nicht einsehen wollen oder kön-
nen, ihren deutschen Helfern und Bundesgenossen blieben sie nicht verborgen.
Unter dem Schirm der Einheitsparolen betrieben sie aus Interesse und Über-
zeugung die Sowjetisierung der SBZ/DDR, im Vertrauen darauf, daß der so-
wjetischen Vormacht ungeachtet gelegentlicher Anwandlungen (zuletzt 1953)
der Spatz in der Hand allemal lieber sei als die Taube auf dem Dach.

So entstand ein Verhältnis gegenseitiger Angewiesenheit zwischen der Sie-
germacht und ihren politisch-ideologischen deutschen Freunden, das im Kern
bis zum Ende der SED-Herrschaft anhielt. Die schwächere Seite, die SED,
wußte, was sie dem sowjetischen Protektor schuldig war und gerierte sich
später, in den sechziger und siebziger Jahren, gern als dessen Juniorpartner ge-
genüber anderen „Bruderstaaten“. Ihre Schwäche jedoch wußte sie auch als
Vorteil auszunutzen, um von Moskau, insbesondere nach den Krisen von 1953
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und Anfang der sechziger Jahre, Vergünstigungen zu erwirken. Immerhin ver-
ankerte die DDR im Zuge der Verfassungsrevision von 1974 in Artikel 6 das
Bekenntnis in ihrer Verfassung, „für immer und unwiderruflich mit der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken verbündet“ zu sein. Allem Anschein nach
haben die Entspannungspolitik und ihre Umsetzung in die innerdeutsche Ver-
tragspolitik später zu einem Zwiespalt im Verhältnis der DDR zur Sowjetunion
geführt, ablesbar an der Entmachtung Ulbrichts zu Beginn der siebziger Jahre
und dem öffentlich ausgetragenen Konflikt um die innerdeutsche Interessen-
politik der DDR unter Honecker um die Mitte der achtziger Jahre. Die UdSSR
selber hatte diese Politik inauguriert, die der DDR die lange ersehnte interna-
tionale Anerkennung und zur Bundesrepublik ein „geregeltes Nebeneinander“,
wenn auch unterhalb der Schwelle der völkerrechtlichen Anerkennung, ver-
schaffte. Kaum daß es installiert war, wurde das innerdeutsche Verhältnis zur
Quelle nie mehr erlahmenden sowjetischen Mißtrauens gegenüber der SED-
Führung. Es wuchs ab der zweiten Hälfte der siebziger Jahre in dem Maße, wie
die sowjetische Fähigkeit zur wirtschaftlichen Unterstützung der DDR wie der
anderen „Bruderstaaten“ nachließ, was wiederum die DDR nötigte, mehr und
mehr in ein Sonderverhältnis zur Bundesrepublik hineinzugleiten, mochte sie
es auch nach außen unter dem Schirm der mit der Sowjetunion gemeinsamen
„Friedenspolitik“ verbergen. Zerrüttet wurde das bilaterale Verhältnis voll-
ends, als die Sowjetunion unter Gorbatschow dazu überging, es der DDR in
puncto Interessenpolitik gegenüber dem Westen gleichzutun. Damit endete ei-
ne Beziehung, die nie „organisch“ werden konnte, da sie beide Seiten im
Grunde überforderte. Krankte der SED-Staat an einem unheilbaren Legitimi-
tätsdefizit, so erwies sich die Sowjetunion als außerstande, unter den Prämis-
sen des Ost-West-Konflikts, der die Systemauseinandersetzung einschloß, die
ihr nach dem Zweiten Weltkrieg zugefallene Einflußzone zu stabilisieren und
in ihrer europäischen Maßstäben genügenden Entwicklung befriedigend zu
fördern.

2.2 Politische Repression in der DDR

2.2.1 Politische Verfolgung als Systemelement der SED-Diktatur

„Der SED-Staat war eine Diktatur. Er war dies nicht durch Fehlentwicklung
oder individuellen Machtmißbrauch – der kam im einzelnen hinzu –, sondern
von seinen historischen und ideologischen Grundlagen her.“ Diese Feststellung
im Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 16. Juni 1994 trifft auch auf die politische
Verfolgung durch die DDR zu, die als eine „ideologisch motivierte Verfol-
gung“ (Expertise Bouvier) zu begreifen ist. Sie war konstitutiver Bestandteil
eines Herrschaftssystems, das auf Repression zur Sicherung seiner Macht und
seines Monopolanspruchs nicht verzichten konnte. Jede Untersuchung der Fra-
ge, wie sich die Unterdrückungsmaßnahmen im einzelnen gestalteten, hat zu


